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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.09.1999 

Geschäftszahl 

98/17/0363 

Rechtssatz 

Falls im Hinblick auf die Häufigkeit der Zurverfügungstellung von Kraftfahrzeugen für die Evidenzhaltung der 
benötigten Daten eine eigene - büromäßige - Organisation erforderlich sein sollte, kann sich der 
Zulassungsbesitzer nicht durch den Hinweis auf die damit verbundenen Kosten seiner ihm gesetzlich auferlegten 
Auskunftspflicht entziehen. 


